
Das  öffentliche
Geheimhaltungsinteresse  im
Widerstreit  mit  dem
Veröffentlichungsinteresse
Die  Strafnorm  «Veröffentlichung  amtlicher  geheimer
Verhandlungen»  gemäss  Art.  293  StGB  greift  in  die
Medienfreiheit ein und ist deshalb äusserst umstritten. Für
die  Abwägung  von  Geheimhaltungs-  und
Veröffentlichungsinteressen  sind  das  Untersuchungsgeheimnis
und  das  Kommissions-  und  Kollegialbehördengeheimnis  zu
unterscheiden.  Der  vorliegende  Beitrag  fokussiert  auf  das
Untersuchungsgeheimnis.  Besonders  in  Fällen  mit
Medieninteresse kommt es gehäuft vor, dass vom Amtsgeheimnis
geschützte  Information  aus  den  Untersuchungsakten  in  den
Medien  erscheinen.  Der  Geheimnisschutz  ist  aber  für  die
effiziente  Führung  von  Strafuntersuchungen  grundlegend.  Er
dient  dem  Schutz  der  beschuldigten  Personen  vor
Vorverurteilung,  dem  Schutz  der  Privatsphäre  von  allen
Verfahrensbeteiligten  dem  Schutz  vor  Verdunkelung.  Ein
überwiegendes  Geheimhalteinteresse  ist  in  Bezug  auf
Untersuchungs- und Gerichtsakten nur dann zu verneinen, wenn
bei  deren  Veröffentlichung  der  Aspekt  der  sachlichen
Behördenkritik  überwiegt  und  die  Informationen  erforderlich
sind, um Kritik mit dem nötigen Nachdruck anbringen zu können.
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